
Freiburgs Bürgerinnen und 
Bürger haben am 12. Novem-
ber eine historische Entschei-
dung zu treffen. Bleiben die 
rund 7.700 Wohnungen der 
Stadtbau und die 1.000 Woh-
nungen des Liegenschaftsamts 
im gemeinschaftlichen Besitz 
der Stadt? Oder gehen diese 
wertvollen Vermögensbestän-
de der Freiburger Bürgerschaft 

für immer verloren? OB Salo-
mon und die Gemeinderats-
mehrheit wollten die Bürger 
hierüber nicht entscheiden las-
sen. Die Bürgerinitiative Woh-
nen ist Menschenrecht hat dies 
mit Unterstützung von 30.000 
Unterzeichnern erzwungen. 
Vielen fällt jetzt eine Ent-
scheidung schwer. Es ist eine 
verlockende Aussicht, einen 
vermeintlich schuldenfreien 
Haushalt zu haben. Manche 
erhoffen sich davon neue 
Handlungsspielräume. Sie 
übersehen dabei, dass die Ver-
schuldung Freiburgs grundle-
gende Ursachen hat. Einerseits 
gibt es zu geringe Einnahmen, 
andererseits sind die Ausgaben 
oftmals unverzichtbar. In ganz 

Deutschland sind die Städte 
überschuldet. Die Gemeinden 
werden von Bund und Land im 
Stich gelassen. 
Das Image der Stadt lebt vom 
Fleiß vergangener Generati-
onen und von ihrer badischen 
Besonnenheit. Freiburgs so-
ziales Klima gründet auf Aus-
gleich und Vorsorge. Mit Hilfe 
besonderer Modelle der Mie-
termitbestimmung konnte 
ein sozialer Frieden erreicht 
werden. Freiburg benötigt 
dringend die Stadtbau als so-
ziales Steuerungsinstrument. 
Inzwischen ist  die Obdachlo-
sigkeit in Freiburg auf ein  Re-
kordniveau gestiegen. Es wer-
den mehr und nicht weniger 
bezahlbare Wohnungen ge-

braucht. Zu denken ist auch an 
das heimische Handwerk und 
zahlreiche mittelständische 
Betriebe, die von der Stadtbau 
wichtige Aufträge erhalten. 
Das sichert Arbeitsplätze und 
schafft wichtige Steuereinnah-
men für Freiburg. Ein auswärti-
ger Investor und auch die LEG 
hätten ganz andere Interessen.
Vor diesem Hintergrund ist 
ein Verkauf nicht zu verant-
worten. Freiburg braucht eine 
umfassende bürgerschaftliche 
Diskussion, wie der Haushalt 
nachhaltig entschuldet werden 
kann, ohne dass das städtische 
Vermögen geopfert werden 
muss. Möglich wird das nur 
durch 38.000 Ja-Stimmen!

Günter Rausch

Ja
Wohnungen erhalten

Zeitung zum Bürgerentscheid 

Bürgerinitiative Wohnen ist Menschenrecht

Am 12. November: 

Bitte gehen 
Sie wählen!

Am 12. November stimmen 
Sie mit Ja oder Nein über 
die Frage ab: „Sind Sie da-
für, dass die Stadt Freiburg 
Eigentümerin der Freibur-
ger Stadtbau GmbH und 
der städtischen Wohnungen 
bleibt?“
38.000 JA-Stimmen wer-
den benötigt, damit wir den 
Verkauf der Freiburger Woh-
nungen für drei Jahre ver-
hindern.



Ja-Zeitung: Warum sind Sie 
gegen den Verkauf?

Christa Donat: Wenn es zum 
Verkauf kommt, werden die 
Mieten mittelfristig steigen und 
Sanierungen und Reparaturen 
zurückgefahren. Ich fürchte, 
ein Finanzinvestor würde den 
Mieterbeirat abschaffen. Damit 
würden die Mieter jedes Recht 
auf Mitsprache verlieren. Zu-
dem ist der Verkauf nicht nötig, 

weil es andere Möglichkeiten 
gibt die Stadt zu entschulden.
  
Ja-Zeitung: Aber die Mieter 
sollen doch durch eine Sozial-
charta abgesichert werden?

Christa Donat: Diese Sozial-
charta ist, wie Experten sagen, 
weiße Salbe. Sollte ein Investor 
sich nicht an die Charta halten, 
muss der Mieter ihn verklagen. 
Die wenigsten Mieter verfügen 

über einen Mietrechtsschutz. 
Ihnen fehlen einfach die Mittel 
für eine Klage. Mieter aus an-
deren Städten berichten, dass 
Investoren sich nicht an die 
Charta halten. Hinzu kommt die 
Unsicherheit bei einem Weiter-
verkauf der Wohnungen. 

Ja-Zeitung: Für wie realistisch 
schätzen Sie es ein, dass der 
Entscheid gewonnen wird?

Christa Donat: Ich bin sicher, 
dass die Bürger von Freiburg 
wissen, dass der Verkauf der 
Wohnungen die schlechteste 
aller Lösung ist um die Stadt 
zu entschulden und darum am 
12. November mit Ja stimmen 
werden.  
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Bürgerverein Brühl-Beurbarung 
will Stadtbau erhalten 

von Erwin Schlehhuber, Vorsitzender des Bürgervereins
Im Stadtteil Brühl-Beurbarung 
ist überwiegend kommunaler 
Wohnraum zu finden, der in 
den 1920e r- und in den 1890er-
Jahren gebaut wurde.
Vertreten sind hier Bauvereins-, 
Stadtbau-, Liegenschafts-, 
Heimbau-, Familienheim- und 
Eisenbahnerwohnungen.
Durch die bürgerliche Beur-
barungsgesellschaft wurden 
um 1890 die ersten sozialen 
Wohnungen gebaut, die aus-
schließlich Arbeitern, Ange-

stellten, kleineren Beamten 
sowie Witwen und Waisen vor-
behalten waren und die sich in 
städtischem Besitz befanden.
Nach dem Krieg wurden die 
zerstörten Wohnungen durch 
die Siedlungsgesellschaft und 
durch die Eigeninitiative der 
Bewohner wieder aufgebaut.
Die roten Blocks am Tennenba-
cher Platz hatten schon in den 
zwanziger Jahren Parkettbö-
den, Bäder und  Zentralheizung 
sowie Dienstbotenzimmer 

unter dem Dach. Die Häuser 
in der Lortzing- und Konradin-
Kreutzer-Straße wurden nach 
und nach, auch durch Eigeni-
nitiative der Mieter, durch den 
Einbau von Bädern, Doppelfen-
stern und einer Etagenheizung 
den persönlichen Wünschen 
der Mieter angepasst. Dadurch 
konnten die Mieten verhältnis-
mäßig niedrig gehalten wer-
den.
Die Gebäude an diesem Platz 
sind jetzt vollständig saniert 
und modernisiert worden und 
mit Balkonen im rückwärtigen 
Teil des Hauses ausgestattet, 
was den Wohnwert zusätzlich 
erhöht. Allein die Sanierungs-
kosten liegen deutlich über 
dem erwarteten Verkaufserlös.
Wir sind schockiert über die 
Verantwortungslosigkeit un-
serer gewählten Volksvertreter, 
die wieder einmal bestätigen: 
„mit fremdem Gelde ist gut 
wirtschaften“.

Architekten sind 
gegen den Verkauf 

Aus einem offenen Brief der 
baden-wür ttembergischen  
Architektenkammer: „Der kom-
munale Wohnungsbestand 
Freiburgs ist Zeugnis für den 
Wiederaufbau und den Zusam-
menhalt der Generationen. Er 
bietet bezahlbaren Wohnraum 
und Geborgenheit für zigtau-
sende Bürgerinnen und Bür-
ger unserer Stadt und trägt zur 
notwendigen Balance des sozi-
alen Friedens bei. Diese Errun-
genschaften dürfen nicht zum 
Wohle einer Gewinnmaximie-
rung fremden Kapitals geopfert 
werden. [...] Trotz ‚Sozialcharta‘ 
werden über kurz oder lang 
die Mieten steigen. Ebenso die 
Anzahl der Mieter, die nicht in 
der Lage sein werden, für ihren 
Mietzins selbst aufkommen 
zu können. Diese Bürgerinnen 
und Bürger werden als Be-
dürftige wieder auf Wohngeld 
und andere finanzielle Hilfelei-
stungen der Stadt angewiesen 
sein und somit den städtischen 
Haushalt erneut und zusätzlich 
belasten.“

Christa Donat: „Am 12. November mit Ja stimmen!“

Christa Donat,
Vorsitzende des Mieterbeirats 
der Freiburger Stadtbau



Freiburg rühmt sich stets 
seines besonders sozialen 
Klimas. Dass es auch anders 
aussehen könnte, haben im 
letzten Winter zahlreiche fran-
zösische Städte erfahren müs-
sen, als Jugendliche in den 
armen Vorstädten gegen ihre 
Ausgrenzung revoltierten und 
Autos und Gebäude in Brand 
setzten. 
Freiburg dagegen kann darauf 
verweisen, dass hier auch arme 
und von Armut bedrohte Men-
schen Wohnraum und soziale 
Begleitprogramme erhalten. 
Die Gemeinwesenarbeit wurde 
seit rund 30 Jahren syste-
matisch entwickelt und zuletzt 
durch gezielte Quartiersar-
beit ergänzt. Zentrales Steue-
rungsinstrument sind dabei 
die rund 10.000 städtischen 
Wohnungen, die regulierend 
auf den Mietpreis wirken. Mit 

ihnen können auch Menschen, 
die auf dem sogenannten frei-
en Markt keine Wohnung fin-
den, bezahlbaren Wohnraum 
erhalten.
Sollte jetzt die Stadtbau 
verkauft werden, geht ein Stück 
Geschichte Freiburgs verloren. 
Traditionelle Werte und Ge-
meinschaftsideen würden dem 
reinen Gewinnstreben von 
Konzernen geopfert. Seit Jahr-
hunderten gründeten die Kom-
munen ihre Identität auf den 
gemeinsamen Besitz. Die Ge-
meinde, das waren die Felder, 
Wiesen und Wälder, die die Bür-
gerinnen und Bürger gemein-
sam nutzen konnten. Kommu-
naler Besitz diente auch der 
Versorgung der Armen und als 
Rücklage für schlechte Zeiten. 
Nur in größter Not griff man 
darauf zurück. Aber leben wir 
heute in Notzeiten? In Wirklich-

keit  existiert in den Mauern 
unserer Stadt mehr Reichtum 
als je zuvor. Dass der städtische 
Haushalt ein Problem hat, ist 
etwas völlig anderes! Um dies 
zu korrigieren, muss man aber 
nicht die Grundlagen der Kom-
mune opfern, sondern sollte 
sich an die Bürgertugenden er-
innern und in aller Ruhe Alter-
nativen erörtern.
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Salomons 
Favoritin 
heißt  TINA 

 

TINA ist nicht die heimliche 
Freundin von Salomon. TINA 
ist auch kein Wirbelsturm, der 
alle Gegner des OB hinwegfe-
gen könnte. Nein, TINA ist Sa-
lomons politisches Bekenntnis. 
TINA heißt auf gut deutsch: 
„There Is No Alternative“, es 
gibt keine Alternative.
Der klassisch neoliberale 
Spruch bedeutet: Politik muss 
sich wirtschaftlichen Interes-
sen unterordnen, der Staat nur 
noch für Recht und Ordnung 
sorgen. „Freier Wohnungs-
markt statt Sozialwohnungen“, 
viele Arme – wenige Reiche.
Eigentlich würde man das von 
einem grünen OB nicht un-
bedingt erwarten. Doch Salo-
mons einziges „Argument“ für 
den Verkauf der Wohnungen 
lautet immer wieder nur: TINA.
Salomon hat aber nicht nur 
keine Alternative, er hat auch 
keine Ahnung: nach vielen 
Jahren im Stadtrat, davon vier 
Jahre als OB, ist er angeblich 
„überrascht“ von der katastro-
phalen Finanzlage seiner eige-
nen Stadt.
Deshalb: helfen wir dem über-
forderten OB. Geben wir ihm – 
durch unsere Ja-Stimme beim 
Bürgerentscheid – drei Jahre 
Zeit, sich von TINA zu trennen. 
Zeit, eine ordentliche Politik zu 
beginnen, die analysiert, woher 
die Probleme der Stadt kom-
men, durchdenkt, welche Al-
ternativen es gibt und voraus-
schauend plant. Zeit, die vielen 
Alternativen zu prüfen, die 
jetzt schon auf dem Tisch lie-
gen. Zeit, zu der Erkenntnis zu 
kommen, dass man eine Stadt-
baugesellschaft – die sogar 
Rekordgewinne erzielt – nicht 
verramscht. Denn Wohnungen 
sind die Basis einer Stadt.

Renate Auer

Z‘Fryburg in der Stadt, 
suufer isch‘s un glatt

Copyright: Peter Gaymann

„Sollte das Beispiel, wie in 
Dresden, Schule machen, 
stehen bald viele Bun-
desbürger auf der Straße, 
weil sie sich preiswerten 
Wohnraum nicht mehr lei-
sten können.“

Mieterbeirat SWEG 
Stuttgart an OB Salomon 

“Wir sehen auch un-
ser Engagement für 
ein friedliches Mi-
teinander im Stadt-
teil durch die
Vorgehensweise der 
Stadt Freiburg stark 
beschädigt.”

Aus einem Offenen Brief 
der Weingartener Kirch-
engemeinden an Ober-
bürgermeister Salomon.



OB Salomon und Finanzchef 
Neideck sagen, nur mit einem 
Verkauf der Freiburger Stadt-
bau und ihrer Wohnungen lie-
ße sich der Haushalt konsoli-
dieren. Ziel sei es, die Stadt „auf 
einen Schlag“ zu entschulden. 
Tatsache ist, dass die Kredite 
der Stadt teilweise bis zum Jahr 
2015 laufen. Wollte die Stadt 
alle Schulden sofort zurück-
zahlen, müsste sie Vorfällig-
keitszinsen in Höhe von rund 
40 Millionen Euro bezahlen. 
Also kann sich die Stadt aktuell 
gar nicht entschulden, denn in 
den nächsten zwei Jahren kön-

nen nur Kredite in Höhe von 
rund 90 Millionen Euro zurück-
gezahlt werden.
Das wissen auch der OB und 
sein Finanzbürgermeister Nei-
deck. Sie wollen gar nicht alle 
Schulden auf einmal zurück-
zahlen, sondern das Geld anle-
gen!
Das Ziel, einen genehmi-
gungsfähigen Haushalt zu be-
kommen, ist auch anders zu 
erreichen. Hierzu haben die 
Gemeinderatsfraktionen der 
FDP, der SPD und der Unabhän-
gigen Listen und viele ande-
re Gruppierungen in Freiburg 

Vorschläge gemacht. Beispiels-
weise könnte allein durch die 
Übernahme der städtischen 
Wohnungen durch die Stadt-
bau die in den Jahren 2006 und 
2007 rückzahlungsfähigen Dar-
lehen beglichen werden. Zwar 
will der Regierungspräsident 
das nicht genehmigen, aber 
eine rechtliche Begründung 
hat er dafür nicht genannt. Auf 
Landesebene ist das jedoch 
durchaus üblich.

Die Verwaltungsspitze hat al-
les auf eine Karte gesetzt. Alle 
anderen Vorschläge werden 
abgelehnt. Zur sorgfältigen 
Prüfung dieser vorliegenden 
Alternativen sowie zur Entwick-
lung neuer nachhaltiger Kon-
zepte bräuchte es mehr Zeit. 
Diese gibt es nur mit einem 
„Ja“ beim Bürgerentscheid am 
12. November.
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Schuldenfrei auf einen 
Schlag? – Geht nicht! 
von Hendrijk Guzzoni

Gewerkschaften sagen JA 

von Bernd Wagner, DGB Ortsverband Freiburg

Der DGB Südbaden-Hochrhein, 
sein OV Freiburg sowie mehre-
re Einzelgewerkschaften rufen 
dazu auf, am 12. November 
mit Ja für den Erhalt von städ-
tischem Wohneigentum und 
Arbeitsplätzen zu stimmen.
Als die Bürgerinitiative 30.000 
Unterschriften sammelte um 
den Bürgerentscheid einzu-
leiten, griff sie damit das de-
mokratische Grundprinzip auf, 
dass strittige Fragen mittels 
einer demokratischen Abstim-
mung entschieden werden 
müssen.
Bei der Stadtbau sind im Falle 
eines Verkaufs 150 Arbeits-
plätze bedroht. In Zeiten, in de-
nen Banken und Großkonzerne  
trotz Spitzengewinnen zigtau-
sende Arbeitsplätze vernich-
ten, dürfen nicht auch noch 
die Kommunen Beschäftigte 
entlassen. 150 Arbeitsplätze 
weniger in Freiburg bedeuten  
auch, dass die Absolventen 

von fünf Schulklassen keinen 
Arbeitsplatz in unserer Stadt 
finden werden.
Die Stadtbau vergibt zudem 
pro Jahr Aufträge im Umfang 
von 25 bis 30 Millionen Euro an 
das Handwerk und den Handel 
in Freiburg und Umgebung. 
Investmentfirmen dagegen 
schreiben Aufträge bundes-
weit oder international aus. 
Dies würde weitere viele hun-
dert Arbeitsplätze in Freiburg 
kosten und es fielen Steuern 
weg, die vorher in Freiburg be-
zahlt wurden.
Immobilienunternehmen wol-
len Gewinne machen – doch 
womit? Sie können nur aus 
Mieterhöhungen, dem Weiter-
verkauf von Wohnungen oder 
von steuerlichen Vorteilen kom-
men. Mietsteigerungen werden 
den Mietspiegel in ganz Frei-
burg verteuern und damit auch 
die Mieten von vielen unserer 
Mitglieder.

Bild: Ulrike Schubert
„Herr Salomon, wir lassen uns nicht verkaufen“



Der Oberbürgermeister und 
die Stadtverwaltung weisen 
immer wieder darauf hin, dass 
bei einem Verkauf der Freibur-
ger Stadtbau GmbH die Mieter 

bestens geschützt seien. Es soll 
eine umfassende Sozialcharta 
geben, die bis heute aber nur 
als Wunschliste vorliegt und als 
Verhandlungsgrundlage dient.
So werde unter anderem 
Menschen über 60 oder mit 
schwerer Behinderung ein le-
benslanges Wohnrecht ein-
geräumt. Was geschieht aber, 
wenn die Wohnungen moder-
nisiert oder die Mieten im Rah-
men der gesetzlichen Möglich-
keiten nach oben korrigiert 
werden? Was nützt das, wenn 
die Betroffenen die Miete nicht 
mehr zahlen können? Und was 
ist überhaupt mit den Rechten 
der Mieter, auf die diese Bedin-
gungen nicht zutreffen?

Luxuxsanierungen sollen 
verboten werden. Wer aber 
legt fest, was „Luxussanie-
rungen“ und was notwen-
dige Modernisierungen sind? 

Mietsteigerungen sollen auch 
im Fall von Modernisierungen 
begrenzt werden. Dies wür-
de im besten Fall dazu führen, 
dass Modernisierungen nur 
in sehr begrenztem Rahmen 
stattfinden. Auch notwen-
dige Modernisierungen wer-
den dann sicherlich nur vor-
genommen werden, wenn es 
möglich ist dass die Mieter sie 
bezahlen. Auch wenn man die 
Mietsteigerungen begrenzt, 
innerhalb dieser Grenzen wer-
den sie stattfinden und voll 
ausgeschöpft werden. Solan-
ge die Einkommen der Mieter 
stagnieren oder sogar sinken, 
ist das für kaum jemanden be-
zahlbar.

Die Belegungsrechte, die sich 
die Stadt sichern kann, wer-
den sicher nicht ausreichen um 
eine sinnvolle Belegungspolitik 
zu gestalten. Im Gegensatz zu 
anderen Städten sind bezahl-
bare Wohnungen Mangelware 
und werden es in absehbarer 
Zukunft auch bleiben.
Zahlreiche Fragen sind un-
geklärt und lassen sich nicht 
einfach beantworten. Wer 
kontrolliert beispielsweise die 
Einhaltung der Sozialcharta 
bei einem Weiterverkauf? Wer 
garantiert, dass die besseren 
Bedingungen der alten Miet-
verträge in die neuen über-
nommen werden, und warum 
hat die Stadtbau 
dies nicht schon ge-
tan? Und was, bitte 
schön, geschieht im 
Falle eines Mieter-
wechsels?
Viel mehr Fragen als 
Antworten. Es ist zu 
befürchten, dass die 
Sozialcharta das Pa-
pier nicht wert sein 
wird, auf dem sie ge-
schrieben steht.

www.wohnen-ist-menschenrecht.de   Seite 5

„Der Freiburger Stadt-
bau Verbund ist un-
ser zentrales Instru-
ment für eine aktive 
Wo h n u n gs p o l i t i k , 
er unterstützt unse-
re Sozialpolitik und 
S t a d t e n t w i c k l u n g 
und trägt zu unserer 
Lebensqualität bei.“

Dieter Salomon in einem 
Inteview für den Geschäfts-
bericht der Freiburger Stadt-
bau im Jahr 2004

Die Sozialcharta 
nützt nichts
von Manfred Wolf, Vors. des DMB-Mietervereins Freiburg

Bild:  Martin Klauss
Die Sozialcharta schützt nicht gegen Heuschrecken!



Im Jahr 2005 hatte die Stadt 
Freiburg  320 Millionen Euro 
Schulden. Deshalb will Herr 
Salomon die Freiburger Stadt-
bau verkaufen, um damit den 
Schuldenberg der Stadt Frei-
burg abzubauen.
Die regulären Einnahmen der 
Stadt und ihre laufenden Aus-
gaben klaffen weit auseinan-
der. Der Bund verschärft das 
Problem: die massiven Steu-
ersenkungen für große Unter-
nehmen im Rahmen der Steu-
erreform 2002  belasten bis 
heute die Haushalte der Kom-
munen.  Die Bundesregierung 
trifft oft Entscheidungen, deren 
Umsetzung Sache der Kommu-
nen ist, stellt diesen aber zu 
wenig oder gar kein Geld da-
für zur Verfügung. Beispiele 
hierfür sind das das Recht auf 
Kindergartenplätze für Kinder 
ab drei Jahren und die Hartz-

IV-Gesetze. Dabei erklärte der 
Bund die Kosten zur Unterbrin-
gung der Bezieherinnen und 
Bezieher von Arbeitslosengeld 
II kurzerhand zur Sache der 
Kommunen, ohne vollständig 
dafür aufzukommen. Allein di-
ese beiden Gesetze kosten die 
Stadt Freiburg jedes Jahr 30 
Millionen Euro.
Dieses Problem lässt sich nicht 
in Freiburg lösen, sondern nur 
durch Druck auf die Bundes-
ebene.
Doch gab es auch in Freiburg 
teure Entscheidungen: der Aus-
bau der neuen Messe kostete 

22,5 Millionen Euro, die Gewer-
besteuer wurde seit zehn Jah-
ren nicht erhöht.
Die bundespolitischen Ent-
scheidungen, hohe Ausgaben 
für Großprojekte bei gleichzei-
tigem Verzicht auf Einnahmen 
aus der Besteuerung der loka-
len Wirtschaft haben unter an-
derem dazu geführt, dass der 
Haushalt nicht genehmigungs-
fähig ist. Das soll nicht mit den 
städtischen Wohnungen be-
zahlt werden.
Genausowenig soll die Stadt 
in Zukunft das Wohngeld, das 
Arbeitslosengeld-II-Empfänger 

und Geringverdiener erhalten 
um sich überhaupt eine Mie-
te leisten zu können, an die 
Finanzinvestoren zahlen. Der-
zeit kommt das Geld der Stadt 
selbst zugute, denn Gewinne 
der Stadtbau – im letzten Jahr 
waren es über 10 Millionen 
Euro – werden in Freiburg wie-
der in den Wohnungsneubau 
und in die Modernisierung des 
Bestandes investiert. Daher 
trägt ein Verkauf nicht etwa zur 
Konsolidierung des Haushalts 
bei, sondern verschlimmert die 
Lage auf mittelfristige und lan-
ge Sicht.
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Der Verkauf löst keine Probleme 

von Julia Meier

Wer ein Genossenschaftsmodell will, 
muss mit Ja stimmen!
In den letzten Wochen wirbt 
der Freiburger Bauverein ge-
zielt um Unterstützung für ein 
Genossenschaftsmodell.
Eine Einigung auf ein solches 
Modell würde die anstehende 
Ausschreibung der städtischen 
Wohnungen überflüssig 
machen, wenn der Bürgerent-
scheid den Verkauf nicht ver-

hindere. Übersehen wird dabei, 
dass für diesen Fall die öffent-
liche Ausschreibung bereits 
vom Gemeinderat beschlossen 
wurde.
Wenn es aber zur Ausschrei-
bung kommt, hat ein Genos-
senschaftsmodell keine Chance 
mehr. Jeder Immobilienfonds 
kann mehr Geld zahlen als jede 

seriöse Genossenschaft.
Fortress hat bereits angekün-
digt, beispielsweise die LEG 
überbieten zu können. Welcher 
Stadtrat wird widerstehen kön-
nen, wenn es um viele Millio-
nen geht?
Die Mehrheit wird sich dann 
für den besser Zahlenden ent-
scheiden. Daher muss man 

am 12. November mit Ja stim-
men um den Verkauf an eine 
Heuschrecke zu verhindern. 
Das ist die Voraussetzung um 
überhaupt über ein Genossen-
schaftsmodell nachdenken zu 
können, wenn man ein solches 
bevorzugt.

Bernd Wagner

„Es ist so ein sehr kurzfri- 

stiger Gewinn, mit dem 
man heute die Bilanz 
schönt, morgen aber woh-
nungspolitisch nichts mehr 
zu sagen und zu tun hat!”

Christian Ude, Oberbürgermeister 
von München über Verkäufe städ-
tischer Wohnungen (21. 9.  im ARD-
Magazin Panorama)
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Privatisierung ohne Ende 
von Dieter Reiprich

Was ist eigentlich Privatisie-
rung? Die Definition aus dem 
Lexikon der Globalisierung 
lautet: „Privatisierung ist die 
Einführung gewinnorientierter 
Steuerung in Bereiche, die bis-
her an Kriterien des Gemein-
wohls ausgerichtet waren“.
Privatisierung wird in der Öf-
fentlichkeit damit begründet, 
dass private, unter Konkurrenz-
druck stehende Unternehmen 
effizienter arbeiten würden als 
öffentliche Betriebe. Tatsäch-
lich führt Privatisierung aber 
dazu, dass öffentliche durch 
private Unternehmen ersetzt 
werden. Für das Verhalten pri-
vater Unternehmen ist nicht 
das öffentliche Interesse, son-
dern der eigene Gewinn ent-
scheidend. Dies veranlasst 
sie immer wieder dazu, durch 
drastische Kostensenkungen 
Arbeitsplätze zu vernichten, 
Arbeitsbedingungen zu ver-
schlechtern sowie die Qualität 
und Sicherheit der Versorgung 
zu vernachlässigen.
Sind die Wohnungen erst ge-
kauft, lässt man „unattraktive“ 
Wohnungen verfallen, in an-
sehnlichen Lagen werden mit 
„Luxussanierungen“ die Mie-
ten hochgetrieben. Es werden 
bevorzugt Marktanteile ande-
rer Unternehmen erobert, statt 
neue Investitionen zu tätigen. 

Die Erfahrungen zeigen, dass 
es außerordentlich schwierig 
ist, die Einhaltung von Stan-
dards im öffentlichen Interes-
se mittels politischer Kontrolle 
zu erzwingen. Privatisierung 
ist eine wesentliche Säule der  
neoliberalen Globalisierung, 
die sich in den letzten beiden 
Jahrzehnten weltweit weit-
gehend durchgesetzt hat. Ihr 
ökonomischer Hintergrund ist 
die Suche nach profitablen An-
lagen für privates Kapital. Sie 
zielt daher darauf ab, immer 
größere Bereiche der Gesell-
schaft für die private Gewinn-

maximierung zu nutzen. Hier-
durch werden diejenigen, die 
nicht genügend Geld haben, 
von der Nutzung öffentlicher 
Güter ausgeschlossen. Das 
führt zu höherer Konkurrenz 
unter den Menschen und zu 
sozialer Polarisierung.
Das weiß auch Salomon, Ober-
bürgermeister der heimlichen 
Öko-Hauptstadt Freiburg im 
Breisgau. Er ist eine der poli-
tischen Kräfte, die Wohnungen 
verkaufen wollen – zum  
Zwecke eines einmaligen Geld-
schubs und im blinden Glau-
ben an die Effizienz der freien 

Wirtschaft. Diese wird 
von der Kommune 
aus dem guten Grund 
reguliert und kontrol-
liert, damit nämlich 
eine Daseinsvorsorge 
für tausende Men-
schen in unserer Stadt 
gesichert bleibt.
Im Kern sind die-
se  Privatisierungen 
eine Enteignung des 
Gemeinwesens, eine 
massive Einschrän-
kung der Demokra-
tie und der Arbeit-
nehmerrechte sowie 
eine Aushebelung 
solidarischer Systeme 
zugunsten privater 
Profite.„Privatisierung nützt nur der Börse!“

Grüne gegen 
Wohnungs-
verkauf
Auch in Nordrhein-Westfalen 
kämpfen die Bürgerinnen und 
Bürger gegen Wohnungsver-
kauf. Dort plant die Regierung 
den Verkauf der ca. 100.000 
Wohnungen der Landesent-
wicklungsgesellschaft LEG.
Um sich gegen diese Pläne zu 
wehren, hat sich die „Volksiniti-
ative sichere Wohnungen und 
Arbeitsplätze“ gegründet. Trä-
ger der Initiative sind Mieter-
vereinigungen, Betriebsräte, 
Gewerkschaften und Parteien 
– darunter auch die Grünen.
Der Landesvorsitzende der 
Grünen, Schneckenberger, 
erklärte am 27. Juni 2006: 
„Durch die Pläne droht NRW 
ein weiterer Ausverkauf  
günstigen Wohnraums, ver-
mutlich wieder einmal an eine 
Fondsgesellschaft. Und genau 
das darf nicht passieren, weil es 
wohnungs- und sozialpolitisch 
falsch wäre. Die Folgen wären 
fatal, wie eine ganze Reihe von 
Beispielen zeigt: höhere Mieten 
und weniger Mietschutz wä-
ren die Konsequenzen. Mieter 
und Wohnungen werden dann 
Spekulationsobjekte, die einen 
möglichst hohen Gewinn ab-
werfen sollen, oder deren Sa-
nierung vernachlässigt wird, 
wenn sie in Stadtteilen mit so-
zialen Problemlagen liegen.“

Kiel: Wohnungen verkauft — 
Stadt verschuldet
Die Stadt Kiel hat 1999 die 
städtische Wohnungsbauge-
sellschaft mit ungefähr 10.000 
Wohnungen verkauft. Zur 
nachaltigen Entschuldung hat 
dieser Verkauf nichts beigetra-
gen, Kiel ist heute wieder hoch 
verschuldet. Auch die Kieler 
Stadtwerke wurden verkauft, 
mussten aber wieder zurückge-

kauft werden, da der Investor 
seine Aufgaben nicht erfüllte. 
Der Kieler Finanzchef erklärte 
vor einigen Wochen, dass im 
nächsten Jahr ein Haushalts-
loch von 70 Millionen Euro dro-
he. Jetzt will die Stadt Kiel die 
Stadtentwässerung verkaufen. 
Doch eine Entschuldung ist 
auch so nicht in Sicht.

Auch LEGs werden verkauft
Die Investmentfonds Fortress, 
Cerberus, Blackstone, Deutsche 
Annington usw. haben  schon 
hunderttausende Wohnungen, 
darunter ehemalige Werks-
wohnungen der Bahn und von 
Kohlezechen, der GAGFAH und 
auch kommunale Wohnungen 
wie in Dresden erworben. Ne-
ben diesen stehen  die baden-
württembergische Landesent-
wicklungsgesellschaft LEG und 
eine genossenschaftliche Bie-

tergruppe vor den Toren der 
Freiburger Stadtbau.
Gern wird behauptet, mit der 
LEG stehe eine regionale Mög-
lichkeit aus dem Schwäbischen 
zur Verfügung.  Doch Verkäufe 
von LEGs sind in anderen Bun-
desländern dazu genutzt wor-
den, Löcher in Haushalten zu 
stopfen und wurden beispiels-
weise in Niedersachsen an den 
Finanzinvestor Fortress ver-
kauft.
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Termine und Veranstaltungen: 

11. 10., 25. 10., 8. 11.: Mitgliederversamm-
lung der Bürgerinitiative „Wohnen ist Men-
schenrecht”, jeweils um 20 Uhr in der EBW 
Weingarten. Auch Interessierte sind herzlich 
willkommen!

12. 10.:  Diskussionsveranstaltung mit Vertre-
tern der Dresdner „WOBA erhalten“-Bürgerini-
tiative um 20 Uhr im Cafe Velo.
Veranstalter: Die Linke.WASG Freiburg

17. 10.:  Hearing mit W. Förster, Wien,  P. Con-
radi, Ex-MdB, R. Kuklinski, Karlsruhe, Dr. F.-G. 
Rips, Deutscher Mieterbund, um 19 Uhr. Ort 
siehe Tagespresse.
Veranstalter: SPD Gemeinderatsfraktion

22. 10.: Kunstauktion zugunsten der Bürger-
initiative – Versteigerung von Werken von 
Künstlern aus Freiburg und der Regio, u.a. von 
Peter Gaymann. Ab 14 Uhr im Morat-Institut

Kontakt:

Aktuelle Informationen sind auf unserer Homepage zu finden:
www.wohnen-ist-menschenrecht.de

Wenn Sie sich an Wahlkampfaktionen beteiligen möchten, 
wenden Sie sich bitte an: 

Claudia Rich: 0172/9458077
Winfried Cordi: 0160/97646177

Bitte gehen 
Sie wählen!

Am 12. November 
stimmen Sie mit Ja oder 
Nein über die Frage ab: 
„Sind Sie dafür, dass die 
Stadt Freiburg Eigen-
tümerin der Freiburger 
Stadtbau GmbH und der 
städtischen Wohnungen 
bleibt?“
 
38.000 Ja-Stimmen 
werden benötigt, damit 
wir den Verkauf der Frei-
burger Wohnungen für 
drei Jahre verhindern.

Ihre Wahlbenachrich-
tigung erhalten Sie bis 
zum 22. Oktober. Damit 
können Sie, wie bei jeder 
anderen Wahl auch, in 
dem Wahllokal wählen 
gehen, das auf  der Be-
nachrichtigung angege-
ben ist.

Auch per Briefwahl kön-
nen Sie wählen, indem 
Sie die Wahlbenachrich-
tigung ausgefüllt und 
unterschrieben an das  
dort angegebene Wahl-
amt schicken.

Ja
Zeitung zum Bürgerentscheid 

Bürgerinitiative Wohnen ist Menschenrecht

79110 Freiburg
Dunantstraße 12
Tel. 07 61 / 8 40 51

http://www.emter.de · mail to: emter@t-online.de
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